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Vorblatt 


Änderung des Gesetzes über das Branntweinmonopol 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Die laufenden Einnahmen des Bundes reichen nicht aus, um die 
im Haushalt 1972 und in der mittelfristigen Finanzplanung vor- 
gesehenen Ausgaben voll abzudecken. 


B. Lösung 

Es sollen einzelne Verbrauchsteuern erhöht werden. Diese Vor- 
lage betrifft die im Bereich des Branntweinmonopols vorge- 
sehenen Maßnahmen, die ab 1. Januar 1972 eine Erhöhung der 
Branntweinsteuer um 25 v. H. und eine Nachversteuerung 
größerer Lagervorräte umfassen. 


C. Alternativen 

Der Bundesrat wird am 12. November 1971 Stellung nehmen. 


D. Kosten 

Es wird mit folgenden Steuermehreinnahmen des Bundes ge- 


rechnet: 

1972 500 Millionen DM 

1973 610 Millionen DM 

1974 640 Millionen DM 

1975 670 Millionen DM. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 26. Oktober 1971 

1/4 (IV/4) — 523 16 — Br 2/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über das Branntweinmonopol 

mit Begründung. Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft und 
Finanzen. 

Die Vorlage ist dem Herrn Präsidenten des Bundesrates am 
1. Oktober 1971 als besonders eilbedürftig zugeleitet worden. 
Die Stellungnahme des Bundesrates mit der Gegenäußerung 
der Bundesregierung wird nachgereicht werden. *) 

Brandt 


*) folgt als m Drucksache VII2768 
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Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über das Branntweinmonopol 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

ln § 84 Abs. 2 Nr. 1 des Gesetzes über das Brannt- 
weinmonopol vom 8. April 1922 (Reichsgesetzbl. I 
S. 335, 405), zuletzt geändert durch das Gesetz über 
die Erhebung einer besonderen Ausgleichsabgabe 
auf eingeführten Branntwein vom 23. Dezember 1970 
(Bundesgesetzbl. 1 S. 1878), wird die Zahl „1200 
durch die Zahl „1500" ersetzt. 

Artikel 2 

(1) Branntwein zu Trinkzwecken und sonstigen, 
in § 84 Abs. 2 Nr. 2 bis 5 des Gesetzes über das 
Branntweinmonopol nicht genannten Zwecken und 
die daraus hergestellten Erzeugnisse, die sich zu i 
Beginn des 1. Januar 1972 im freien Verkehr befin- | 
den, unterliegen einer Nachsteuer in Höhe von | 
300 Deutsche Mark für ein Hektoliter Weingeist. 

(2) Trinkbranntwein und andere als die in Satz 2 
genannten weingeisthaltigen Erzeugnisse, deren 
Weingeist nur zum Teil aus Branntwein stammt, un- 
terliegen mit der gesamten Weingeistmenge der 
Nachsteuer. Likörweine (§ 1 Abs. 2 des Weinge- 
setzes vom 14. Juli 1971 — Bundesgesetzbl. I S. 893) 
unterliegen der Nachsteuer mit der Weingeistmenge, 
die sich aus einem 14 Raumhundertteile, weinhaltige 
Getränke (§ 29 des Weingesetzes) mit der Wein- 
geistmenge, die sich aus einem 10,5 Raumhundert- 
teile übersteigenden Weingeistgehalt errechnet. 

(3) Der Nachsteuer unterliegen nicht 

1. die in Absatz 1 genannten Waren bis zu einer 

Gesamtmenge von 50 Liter Weingeist, 

2. a) weingeisthaltige Süß- und Schokoladewaren, 

b) weingeisthaltige Aromen (Essenzen), 

c) weingeisthaltige Heilmittel, 

die sich außerhalb des Herstellungsbetriebes im 

Handel oder beim Verbraucher befinden. 

(4) Die Steuerschuld entsteht mit Beginn des 
1. Januar 1972. Steuerschuldner ist, wer nachsteuer- 
pflichtige Waren im unmittelbaren oder mittelbaren 
Eigenbesitz hat. 

(5) Der Steuerschuldner hat die Art, die Menge 
und den Weingeistgehalt der einzelnen nachsteuer- 


I pflichtigen Waren bis zum 14. Januar 1972 unter 
! Angabe des Lagerortes bei der Zollstelle, in deren 
j Bezirk die Waren lagern, schriftlich in doppelter 
Ausfertigung anzumelden und die Nachsteuer zu be- 
rechnen. Die Nachsteuer ist bis zum 14. April 1972 
zu entrichten. Zahlungsaufschub ist ausgeschlossen. 

(6) Wer als Steuerschuldner für die Nachsteuer 
in Betracht kommt, unterliegt der amtlichen Auf- 
sicht nach §§ 48 bis 50 des Gesetzes über das Brannt- 
weinmonopol. Dabei dürfen Wohnungen nur inso- 
weit betreten werden, als dies zur Sicherung des 
I Steueraufkommens dringend erforderlich ist. Arti- 
j kel 13 des Grundgesetzes wird insoweit einge- 
schränkt. 

Artikel 3 

(1) Branntwein, der 1971 erzeugt, aber erst 1972 
abgenommen wird (§ 77 des Gesetzes über das 
Branntweinmonopol), gilt als im Jahre 1972 erzeugt. 

(2) Branntwein und Branntweinerzeugnisse, die 

1971 mit dem Anspruch auf Ausfuhrvergütung zur 
Ausfuhr abgefertigt werden, gelten als 1971 ausge- 
führt. 

(3) Für die in Artikel 2 Abs. 1 genannten Waren, 
die 1971 zu einer Zollgutveredelung abgefertigt 
werden und 1972 in den zollrechtlich freien Verkehr 
treten, erhöht sich die Monopolausgleichschuld, die 
nach § 154 Abs. 1 des Gesetzes über das Branntwein- 
monopol entsteht, um 300 Deutsche Mark für ein 
Hektoliter Weingeist. Werden die Waren 1971 zu 
einem passiven Veredelungsverkehr abgefertigt und 

1972 wieder eingeführt, so entsteht abweichend von 
§ 154 Abs. 2 des Gesetzes über das Branntweinmono- 
pol eine Monopolausgleichschuld in Höhe von 
300 Deutsche Mark für ein Hektoliter Weingeist. 

Artikel 4 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
! (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1972 in Kraft. 
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Begründung 


Zu Artikel 1 

Erhöht wird nur die Steuer für Branntwein, den die 
Bundesmonopolverwaltung zum vollen Steuersatz 
abgibt, z. B. Branntwein zu Trinkzwecken, zur Her- 
stellung von Heilmitteln oder Essenzen. Infolge der 
dem Gesetz über das Branntweinmonopol innewoh- 
nenden Automatik werden sich auch der Brannt- 
weinaufschlag (§ 79) und der regelmäßige Monopol- 
ausgleich (§ 152 Abs, 1 Satz 1) ab 1. Januar 1972 um 
300 DM/hl W erhöhen. 

Zu Artikel 2 

Die Vorschrift enthält eine Übergangsregelung. Die 
Nachversteuerung der Branntweinbestände des 
freien Verkehrs soll nicht nur den erstrebten haus- 
haltsmäßigen Erfolg der Steuererhöhung sicherstel- 
len, sondern auch Wettbewerbsverzerrungen durch 
Hortungskäufe verhindern. 

Von der Nachversteuerung ausgenommen (Absatz 3) 
ist neben einem vertretbaren Privatvorrat auch der 
Vorrat kleinerer Einzelhandelsgeschäfte an Spirituo- 
sen, Likörweinen und weinhaltigen Getränken. Vor- 
räte an anderen weingeisthaltigen Waren (Ab- 
satz 3 Nr. 2) sind wegen der Schwierigkeit der Er- 
mittlung der Weingeistmenge nur dann nachsteuer- 
pflichtig, wenn sie sich noch im Herstellungsbetrieb 
befinden. 

Zur Sicherung des Steueraufkommens ist es not- 
wendig, die amtliche Aufsicht nach den §§48 bis 50 


des Gesetzes über das Branntweinmonopol anzu- 
ordnen. In Fällen einer dringenden Gefährdung 
muß es ermöglicht werden, Wohnungen zu betreten 
(Absatz 6). 

Zu Artikel 3 

Absatz 1 soll im Hinblick auf § 80 Abs. 1 Satz 1 des 
Gesetzes über das Branntweinmonopol, wonach die 
Branntweinaufschlagschuld mit der Gewinnung des 
Branntweins entsteht, verhindern, daß in allen 
Brennereien am Ende des Jahres 1971 Branntwein- 
abnahmen durchgeführt werden müssen. 

Nach § 134 der Branntweinverwertungsordnung sind 
für die Berechnung der Ausfuhrvergütung der Aus- 
fuhrpreis und der in Betracht kommende Verkaufs- 
preis der Bundesmonopolverwaltung am Tage der 
Ausfuhr maßgebend. Infolge der Steuererhöhung 
wird der regelmäßige Verkaufspreis von derzeit 
1463 DM/hl W ab 1. Januar 1972 um 300 DM erhöht 
werden. Absatz 2 verhindert, daß Exporteure aus 
der Steuer- und Kaufpreiserhöhung einen nicht ge- 
rechtfertigten Vorteil ziehen. 

Absatz 3 verhindert ungerechtfertigte Vorteile bei 
Veredelungsverkehren. 

Artikel 4 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Artikel 5 regelt das Inkrafttreten. 
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